
VERFAHRENSVERMERKE

• Der Stadtrat hat am 13.09.2023 die Einleitung 
des Verfahrens zur Aufstellung des 
Bebauungsplanes „Westpfalz-Klinikum Kirch-
heimbolanden“ beschlossen (§ 2 Abs. 1 BauGB).

• Der Beschluss, diesen Be bau ungs plan aufzustel-
len, wurde am 29.09.2023 ortsüblich bekanntge-
macht (§ 2 Abs.1 BauGB).

 Kirchheimbolanden, den __.__.____

 ________________

Der Stadtbürgermeister   

• Die Aufstellung des Bebauungsplanes wird gem. 
§  13a BauGB (Bebauungspläne der 
Innenentwicklung) im beschleunigten Verfahren 
durchgeführt. Gem. § 13a Abs. 3 und 4 BauGB 
wird eine Umweltprüfung nicht durchgeführt.

• Die Vorbereitung und Durchführung der Verfah-
rensschritte nach den §§ 2a bis 4a BauGB wur-
den gem. § 4b BauGB an die Kernplan GmbH 
übertragen.

• Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 13.09.2023 
den Entwurf gebilligt und die Veröffentlichung 
des Bebauungsplanes im Internet, inklusive einer 
Auslegung beschlossen (§ 13a BauGB i.V.m. § 3 
Abs. 2 BauGB). 

• Der Entwurf des Bebauungs planes, bestehend 
aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil 
(Teil B) sowie der Begründung, wurde in der Zeit 
vom 09.10.2023 bis einschließlich 10.11.2023 
im Internet veröffentlicht und zur Ansicht und 
zum Herunterladen bereitgehalten  (§ 13a BauGB 
i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB). Zusätzlich fand eine öf-
fentliche Auslegung statt.

• Ort und Dauer der Veröffentlichung im Internet 
und der Auslegung wurden mit dem Hinweis, 
dass Stellungnahmen während der Veröffentli-
chungsfrist von jedermann elektronisch per Mail, 
oder bei Bedarf schriftlich oder zur Niederschrift 
abgegeben werden können und dass nicht frist-
gerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Be-
schlussfassung über den Bebauungsplan unbe-
rücksichtigt bleiben können, am 29.09.2023 
ortsüblich bekannt gemacht (§ 13a BauGB i.V.m. 
§ 3 Abs. 2 BauGB).

• Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange sowie die Nachbargemeinden wurden 
mit Schreiben vom 29.09.2023 von der Veröffent-
lichung im Internet / Auslegung elektronisch be-
nachrichtigt (§  13a BauGB i.V.m.  § 3 Abs. 2 

BauGB und §  4 Abs.  2 BauGB und § 2 Abs. 2 
BauGB). Ihnen wurde eine Frist bis zum 
10.11.2023 zur Stellung nahme eingeräumt.

• Während der elektronischen Beteiligung, Veröf-
fentlichung im Internet / Auslegung gingen sei-
tens der Öffentlichkeit, der Behörden und der 
sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie der 
Nachbargemeinden Anregungen und Stellung-
nahmen ein. Die Abwägung der vorgebrachten 
Bedenken und Anregungen erfolgte durch den 
Stadtrat am 11.12.2023. Das Ergebnis wurde 
denjenigen, die Anregungen und Stellungnahmen 
vorgebracht haben, mitgeteilt (§ 3 Abs. 2 Satz 6 
BauGB). 

• Der Gemeinderat hat am 11.12.2023 den Bebau-
ungsplan als Satzung beschlossen (§  10 Abs.  1 
BauGB). Der Bebauungsplan besteht aus der 
Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil (Teil  B) 
sowie der Begründung.

• Der Bebauungsplan wird hiermit als Satzung aus-
gefertigt.

 Kirchheimbolanden, den __.__.____

 ________________

Der Stadtbürgermeister  

• Der Satzungsbeschluss wurde am __.__.____ 
ortsüblich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 3 BauGB). 
In dieser Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit 
der Einsichtnahme, die Voraussetzungen für die 
Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften 
sowie auf die Rechtsfolgen der §§ 214, 215 
BauGB, ferner auf Fälligkeit und Erlöschen der 
Entschädigungsansprüche gem. § 44 Abs. 3 Satz 
1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und auf die Rechts-
folgen des § 24 Abs. 6 Gemeindeordnung Rhein-
land-Pfalz (GemO) hingewiesen worden.

• Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungs-
plan, bestehend aus der Plan zeich nung (Teil A) 
und dem Textteil (Teil B) sowie der Begründung, 
in Kraft (§ 10 Abs. 3 BauGB).

 Kirchheimbolanden, den __.__.____

 ________________

Der Stadtbürgermeister  

Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes gelten u.a. folgende Ge-
setze und Verordnungen:

• Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
28. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 221) .

• Verordnung über die bauliche Nutzung der Grund-
stücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 
2017 (BGBl. I S. 3786), geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176).

• Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne 
und die Darstellung des Planinhalts (PlanZV) vom 
18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 
(BGBI. I S. 1802).

• Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. Ju-
li 2009 (BGBI. I S. 2542), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 3 des Gesetzes vom 8. Dezember 2022 (BGBI. 
I S. 2240).

• Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasser-
haushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Ge-
setzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176).

• Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 
(BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306).

• Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz (GemO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 31. Januar 
1994 (GVBl. S. 153), zuletzt geändert durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 24. Mai 2023 (GVBl. S. 133)

• Landesbauordnung für Rheinland-Pfalz (LBauO) in 
der Fassung vom 24.11.1998 (GVBl. S. 365), zu-
letzt geändert durch das Gesetz vom 07. Dezember 
2022 (GVBl. S. 403).

• Landesgesetz zur nachhaltigen Entwicklung von 
Natur und Landschaft Rheinland-Pfalz (Landesna-
turschutzgesetz - LNatSchG -) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 06. Oktober 2015 (GVBI. S. 
283), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes 
vom 26. Juni 2020 (GVBl. S. 287).

• Landesgesetz zur Installation von Solaranlagen 
(Landessolargesetz - LSolarG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 30. September 2021 (GVBl. 
2021, 550).

• Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 25. Juli 2005 
(GVBl. S. 302), zuletzt geändert durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 26. Juni 2020 (GVBl. S. 287).

• Denkmalschutzgesetz Rheinland-Pfalz (DSchG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 23. März 
1978 (GVBl. S. 159), zuletzt geändert durch Artikel 
4 des Gesetzes vom 28. September 2021 (GVBl. S. 
543).

• Wassergesetz für das Land Rheinland-Pfalz (Lan-
deswassergesetz - LWG -) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 2015 (GVBl. S. 127), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
08. April 2022 (GVBl. S. 118).

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

Der Bebauungsplan „Westpfalz-Klinikum Kirchheimbolanden“ ersetzt in seinem Geltungsbereich 
den rechtswirksamen Bebauungsplan „Bärenhalde“ (2002).

Verfahren
• Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB aufgestellt. Die Vorschriften des 

§ 13 BauGB gelten entsprechend. Damit wird gem. § 13 Abs. 3 BauGB von einer Umweltprüfung nach § 2 
Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, 
welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, der zusammenfassenden Erklärung nach 
§ 10a Abs. 1 BauGB und gem. § 13 Abs. 2 BauGB von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach 
§§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB abgesehen.

Artenschutz
• Nach § 39 Abs. 5 Punkt 2 BNatSchG ist es verboten, Bäume, die außerhalb des Waldes und von Kurzumtrieb-

splantagen oder gärtnerisch genutzten Grundflächen stehen, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche und andere 
Gehölze in der Zeit vom 01. März bis zum 30. September abzuschneiden, zu roden oder auf den Stock zu 
setzen.

Abfallwirtschaft
• Die bei den Bau- und Renovierungsarbeiten anfallenden mineralischen und nichtmineralischen Abfälle (z.B. 

Bauschutt, Erdaushub, Mauerwerk, Altholz, Metalle, Baustellenabfälle etc.) sind ordnungsgemäß zu ent-
sorgen. Dabei sind die abfall- und bodenschutzrechtlichen Bestimmungen (Kreislaufwirtschaftsgesetz, Bo-
denschutzgesetz, Verordnungen) zu beachten. Hier wird auf die Gewerbeabfallverordnung (GewAbN) vom 
18.04.2017 verwiesen, in den Getrennthaltungspflichten von gewerblichen Siedlungsabfällen und Bauabfäl-
len für Erzeuger und Besitzer geregelt sind. Bei der Entsorgung der Abfälle ist das Verwertungsgebot nach § 7 
Abs. 2 Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) zu beachten. Nach § 7 Abs. 3 KrWG hat die Verwertung ordnungs-
gemäß und schadlos zu erfolgen. Bei der Entsorgung von mineralischen Abfällen wird auf die Anforderungen 
der Ersatzbaustoffverordnung (bei technischen Bauwerken) und die Bodenschutz- und Altlastenverordnung 
(bei bodenähnlichen Abfällen, durchwurzelbarer Bodenschicht) verwiesen. Die Zwischenlagerung der Abfälle 
bis zu ihrer Entsorgung hat vorschriftsmäßig zu erfolgen.

• Beim Rückbau evtl. vorhandener asbesthaltigen Abfälle sind die „Vollzugshilfe zur Entsorgung asbesthaltiger 
Abfälle“ der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA M23) sowie die Bestimmungen der TRGS 519 
(Technische Regeln für Gefahrstoffe, „Asbest, Abbruch-, Sanierungs- oder Instandhaltungsarbeiten“) zu be-
achten. Von der beauftragten Firma sind in diesem Fall besondere Qualifikationen (TRGS 519) nachzuweisen. 
Beim Umgang mit evtl. vorhandenen künstlichen Mineralfasern sind die Bestimmungen der TRGS 521 (Tech-
nische Regeln für Gefahrstoffe „Abbruch-, Sanierungs- und Instandhaltungsarbeiten mit alter Mineralwolle) 
zu beachten. Die überlassungspflichtigen Abfälle sind über den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger zu 
entsorgen. Eventuell anfallende gefährliche Abfälle (z. B. Asbest, KMF, belasteter Bauschutt etc.) sind gemäß 
Nachweisverordnung (Entsorgungsnachweis, Sammelentsorgungsnachweis, Andienung an SAM) einer ge-
eigneten Entsorgung zuzuführen. Die ordnungsgemäße Behandlung der Abfallstoffe ist zu dokumentieren 
und auf Anforderung nachzuweisen.

Bodenschutz
• Innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes befindet sich die im Bodenschutzkataster Rheinland-

Pfalz erfasste Fläche mit der Reg.-Nrn. 333 04 039 - 2001 Ölschaden Krankenhaus, Kirchheimbolanden, 
Dannenfelserstr. 36. Anlässlich eines Ölschadens mit Bodenverunreinigungen im Jahr 2001 wurden um-
welttechnische Erkundungen durchgeführt. Im Anschluss wurden die Verunreinigungen durch Auskoffern 
beseitigt und die Fläche freigemessen. Gemäß des Besprechungvermerks der Kreisverwaltung Donnersberg-
kreis vom 26.04.2002 (Punkt 4) sind jedoch Restkontaminationen im Untergrund verblieben. Soweit in 
dem damaligen Schadensbereich oder direkten Umfeld Eingriffe in den Untergrund stattfinden, ist ggf. mit 
belastetem Aushub zu rechnen.

• Darüber hinaus sind für den Geltungsbereich des Bebauungsplans „Westpfalz-Klinikum Kirchheimbolan-
den“ hier keine Altablagerungen, Altstandorte, schädliche Bodenveränderungen oder Verdachtsflächen be-
kannt (nachsorgender Bodenschutz).

• Sofern Erkenntnisse über abgelagerte Abfälle (Altablagerungen), stillgelegte Anlagen, bei denen mit um-
weltgefährlichen Stoffen umgegangen wurde (Altstandorte) oder gefahrverdächtige Beeinträchtigungen der 
Bodenfunktionen wie z.B. Schadstoffverunreinigungen, Bodenverdichtungen oder -erosionen (Verdachts-
flächen bzw. schädliche Bodenveränderungen) vorliegen oder im Zuge der Erschließung/ Bebauung bekannt 
werden, sollten diese auf ihre Umweltauswirkungen (Gefährdungspfade Boden, Wasser, Luft) hin überprüft 
werden.

• Insbesondere sollte hinsichtlich des geplanten Rückbaues von Gebäuden darauf geachtet werden, ob hier 
ein Umgang mit umweltgefährdenden Stoffen im Krankenhausbetrieb stattgefunden hat (z. B. Lagerung von 
Stoffen, Wäscherei, Tankstelle/ Fahrzeugwartung/ Werkstatt o. ä.).

Brandschutz
• Für die Zufahrt zu den baulichen Anlagen ist die Richtlinie „Flächen für die Feuerwehr‘‘ i.V.m. DIN 14090 zu 

beachten und umzusetzen. Die geplante Erschließungsfläche ist entsprechend auszubilden. Die Kurvenradien 
sind für die Straßen- und Wegeführung zu beachten und einzuhalten. Im Bereich von Parkbuchten und aus-
gewiesenen Parkflächen muss eine lichte Breite der Restfahrbahn von 3,50 m (Lichtraumprofil be-achten) 
vorhanden sein. Die geplanten Einmündungen sind so auszubilden, dass ein Befahren für Feuerwehrfahrzeu-
ge gemäß der genannten Richtlinie möglich ist. Die erforderlichen Kurvenradien für die Feuerwehr sind auf 
den gesamten geplanten Straßenverlauf anzuwenden. Die Kurvenradien sind für die Straßenführung zu be-
achten und einzuhalten. Stichstraßen von mehr als 50 m sind nicht zulässig. Die Planung muss ausreichend 
Aufstell- und Bewegungsflächen für die Feuerwehr bereithalten.

Bei Gebäuden der Gebäudeklasse 1 bis 3 (Fußbodenhöhe ≤ 7 m über der mittleren Geländehöhe) können 
(tragbare) Leitern der Feuerwehr zum Einsatz kommen. Ab einer Rettungshöhe > 8 m über Geländeoberflä-
che in jedem Geschoss (auch der nicht Vollgeschosse) von Nutzungseinheiten sind zwingend Aufstellflächen 
für die Feuerwehr einzuplanen. Diese können sich auf die Grundstückseinteilung und Straßenbreite inklusive 
dem Lichtraumprofil auswirken. Die Aufstellflächen für Leitern der Feuerwehr müssen frei von Hindernissen 
jeglicher Art, jederzeit begehbar und standsicher sein.

Vorgesehener Baumbewuchs ist so zu planen und zu unterhalten, dass die Rettung von Personen mit Ret-
tungsgeräten der Feuerwehr aus den Gebäuden möglich ist.

Sperrvorrichtungen (Sperrbalken, Ketten, Sperrpfosten) sind an Zuwegungen oder in Zu- oder Durchfahrten 
nur zulässig, wenn sie von der Feuerwehr geöffnet werden können (Verschlusseinrichtungen gemäß DIN 
14925, ansonsten Vorrichtungen nicht dicker als 5 mm).

Auf Gebäude, die nicht unmittelbar an einer öffentlichen Straße, sondern im rückwärtig gelegenen Bereich 
(zweite Reihe) liegen, ist vom öffentlichen Verkehrsraum aus gemäß der postalischen Adresse unmissver-
ständlich mit Straße und Hausnummern hinzuweisen.

• Gemäß dem Arbeitsblatt DVGW W405 (DVGW = Deutsche Vereinigung des Gas- und Wasserfaches e.V.) ist 
der Löschwasserbedarf mit mind. 96 m3/h über die Dauer von 2 Stunden anzusetzen und schriftlich nach-
zuweisen. Neben der Zahl der Vollgeschosse (N = 2) ist auch die Geschossflächenzahl zu beachten. Hieraus 
ergibt sich ab einer Geschossflächenzahl von > 0,3 bis ≤ 0, 7 ein Löschwasserbedarf von mindestens 96 
m3/h über die Dauer von 2 Stunden.

Die Abstände zwischen zwei Hydranten darf nicht mehr als 150 m Straßenlänge (Abwicklung bzw. Lauf-
linie) betragen. Der maximale Abstand zwischen Gebäude und Hydrant darf 75 m (Abwicklung) nicht über-
schreiten. Die Hydranten für die Entnahme von Löschwasser sind so anzuordnen, dass sie jederzeit für die 
Feuerwehr zugänglich sind. Überflurhydranten (DIN EN 14384) ist der Vorzug zu geben. Unterflurhydranten 
sind durch Hinweisschilder gemäß DIN 4066 zu kennzeichnen. Bei der o.g. Wasserentnahme darf der Be-
triebsdruck von 1,5 bar nicht unterschritten werden. Aufgrund der Hygieneanforderungen der Trinkwasser-
verordnung können sich Rohrquerschnitte und Mengen ergeben, die nicht ausreichen, um die vorgenannten 
Löschwassermengen aus dem Rohrnetz zur Verfügung zu stellen. Sofern dies zutrifft, sind geeignete Mög-
lichkeiten zur Löschwasserversorgung und -entnahme herzustellen.

Denkmalschutz
• Es gilt allgemein die Anzeige-, Erhaltungs-, und Ablieferungspflicht für archäologische Funde bzw. Befunde 

gem. § 16 - 21 DSchG Rheinland-Pfalz.

1. Ausführende Baufirmen werden auf die Bestimmungen des Denkmalschutzgesetzes (DSchG) vom 
23.3.1978 (GVBl., 1978, S. 159 ff.), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 28.09.2021 (GVBl. 
S. 543), hingewiesen. Danach ist jeder zutage kommende archäologische Fund unverzüglich zu melden, 
die Fundstelle soweit als möglich unverändert zu lassen und die Gegenstände sorgfältig gegen Verlust zu 
sichern.

2. Nummer 1 entbindet Bauträger / Bauherren bzw. entsprechende Abteilungen der Verwaltung nicht von 
der Meldepflicht und Haftung gegenüber der Generaldirektion Kulturelles Erbe.

3. Sollten archäologische Objekte angetroffen werden, so ist der Direktion Landesarchäologie ein angemes-
sener Zeitraum einzuräumen, damit diese ihre Rettungsgrabungen, in Absprache mit den ausführenden 
Firmen, planmäßig den Anforderungen der heutigen archäologischen Forschung entsprechend durchfüh-
ren kann. Im Einzelfall ist mit Bauverzögerungen zu rechnen. Je nach Umfang der eventuell notwendigen 
Grabungen sind von Seiten der Bauträger / Bauherren finanzielle Beiträge für die Maßnahmen erforderlich.

4. Außerdem wird darauf hingewiesen, dass sich im Plangebiet bisher nicht bekannte Kleindenkmäler (wie 
Grenzsteine) befinden können. Diese sind zu berücksichtigen bzw. dürfen von Planierungen o. Ä. nicht 
berührt oder von ihrem angestammten, historischen Standort entfernt werden.

• In der Fundstellenkartierung der Direktion Landesarchäologie ist im Geltungsbereich eine archäologische 
Fundstelle verzeichnet. Es handelt sich dabei um früheisenzeitliche Brandbestattungen (Fundstelle Kirch-
heimbolanden 2).

• Die Direktion Landesarchäologie ist an den weiteren Verfahrensschritten zu beteiligen, da jederzeit bisher 
unbekannte Fundstellen in Erscheinung treten können.

EWR Netz AG
• Im Plangebiet liegen Versorgungsleitungen (Hinweis: Niederspannungsleitungen werden nicht zeichnerisch 

dargestellt). Die im Baufeld des 1. Bauabschnitts befindlichen Mittel-, Niederspannungsleitungen sollen nach 
Abstimmung des Bauherrn mit dem Leitungsbetreiber vor Baubeginn umgelegt werden. Weitere Leitungen 
werden ggf. abgeklemmt.

• Der Verlauf der Leitung ist näherungsweise dargestellt. Die genaue Lage und der Verlauf der Leitungen sind 
durch fachgerechte Erkundungsmaßnahmen festzustellen.

• Die nachrichtlich übernommenen Schutzstreifen sind von jeglicher Bebauung und Bepflanzung mit Bäumen 
oder tiefwurzelnden Sträuchern freizuhalten. Vorstehende Tätigkeiten innerhalb der Schutzstreifen sind der 
EWR Netz GmbH anzuzeigen und Schutzmaßnahmen mit der EWR Netz GmbH abzustimmen. Zur Vermei-
dung gegenseitiger Beeinflussung dürfen die Mindestabstand bei der Verlegung von Leitungen ohne Sonder-
maßnahmen nicht unterschritten werden. Die Mindestabstände sind der Tabelle zu entnehmen und ebenso 
wie Sondermaßnahmen mit der EWR Netz GmbH abzustimmen.

• In der Nähe von Versorgungsleitungen darf nur von Hand gearbeitet werden (Handschachtung). Darüber 
hinaus dürfen keine Einwirkungen vorgenommen werden, die den Bestand, den Betrieb oder die Unterhal-
tung der Leitungen beeinträchtigen oder gefährden. Es wird auf behördliche Festlegungen, die einschlägigen 

HINWEISE
3. BAUWEISE

GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB 
I.V.M. § 22 BAUNVO

Siehe Plan.

Als Bauweise wird gem. § 22 Abs. 4 BauNVO eine 
abweichende Bauweise (a) festgesetzt. Demnach sind 
auch Gebäude mit einer Länge von über 50 m zulässig. 

In der abweichenden Bauweise ist eine Grenzbebauung 
zulässig. Gem. § 8 Abs. 2 LBauO ist es zulässig, dass 
die Abstandsflächen auch auf öffentlichen Verkehrsflä-
chen (Röntgenstraße, Dannenfelser-Straße) liegen dür-
fen, jedoch nur bis zu deren Mitte.

4. ÜBERBAUBARE UND NICHT ÜBERBAUBARE 
GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB 
I.V.M. § 23 BAUNVO

Siehe Plan.

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind im 
Bebauungsplangebiet durch die Festsetzung von 
Baugrenzen bestimmt. 
Gem. §  23 Abs.  3 BauNVO dürfen Gebäude und 
Gebäudeteile die Baugrenze nicht überschreiten. 
Demnach sind die Gebäude innerhalb des im Plan 
durch Baugrenzen definierten Standortes zu errichten. 
Ein Vortreten von Gebäudeteilen in geringfügigem 
Ausmaß kann ausnahmsweise zugelassen werden.

Außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sind 
untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen 
(§ 14 BauNVO) zulässig, die dem Nutzungszweck der 
in dem Baugebiet gelegenen Grundstücke oder des 
Baugebietes selbst dienen und die seiner Eigenart 
nicht widersprechen (z. B. befestigte Zufahrten und 
Zugänge bzw. Zuwegungen). Die Ausnahmen des § 14 
Abs. 2 BauNVO gelten entsprechend.

Das Gleiche gilt für bauliche Anlagen, soweit sie nach 
Landesrecht in den Abstandsflächen zulässig sind oder 
zugelassen werden können.

5. FLÄCHE FÜR STELLPLÄTZE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB

Siehe Plan.

Stellplätze, Garagen, Fahrradabstellanlagen, Über-
dachungen von Stellplätzen zur Errichtung von 
Photovoltaik-Anlagen sind innerhalb der Fläche 
für Stellplätze, sowie innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig.

6. ANSCHLUSS AN VERKEHRSFLÄCHEN; HIER: 
EIN- UND AUSFAHRTBEREICH
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB

Siehe Plan.

Entlang der Dannenfelser Straße sind innerhalb des 
Geltungsbereichs des Bebauungsplans nur im festge-
setzten Bereich Ein- und Ausfahrten zum Anschluss an 
die öffentliche Straßenverkehrsfläche zulässig. 

7. VERSORGUNGSFLÄCHEN / -ANLAGEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 12 BAUGB I.V.M. § 14 
ABS. 2 BAUNVO

Nebenanlagen, die der Versorgung des Gebietes mit 
Elektrizität (z. B. Trafo-Station) und / oder der E-Mo-
bilität dienen, sind innerhalb des Geltungsbereichs 
des Plangebietes, auch außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig, auch soweit für sie keine 
besonderen Flächen festgesetzt sind.

8. PRIVATE GRÜNFLÄCHE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 15 BAUGB

Siehe Plan.

Innerhalb der privaten Grünfläche im Nordosten ist 
die untergeordnete Anlage wasserdurchlässiger Wirt-
schaftswege zulässig.

9. MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE 
UND ZUR ENTWICKLUNG VON NATUR UND 
LANDSCHAFT 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB Sollten Um-, An- oder Rückbaumaßnahmen von 

Gebäuden stattfinden, ist vorab die Naturschutzbehörde 
zu informieren. Im Rahmen einer ökologischen 
Baubegleitung sind die Gebäude und alle Gebäude, 
die bei zukünftigen Baumaßnahmen betroffen sind auf 
den konkreten Besatz von Gebäudebrütern und über-
tagende Fledermäuse (Dachstuhl, Fassade) zu prüfen 
und die Naturschutzbehörde über das Ergebnis zu 
unterrichten.

Sollten hierbei Gebäudebrüter nachgewiesen wer-
den, dann ist der Beginn des Rückbaus auf die Zeit 
nach Ende der Ästlingsphase zu verschieben; sollten 
Brutnach- oder -hinweise von Arten erbracht werden, 
für die aufgrund ihrer Bestands-/Gefährdungssituation 
und/oder ihrer Nistplatztradition im Hinblick auf ihre 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten keine Legalausnahme 
n. § 44 Abs. 5 Satz 1 Nr. 3 vorausgesetzt wer-
den kann (Haussperling, Mauersegler, Mehl- oder 
Rauchschwalbe), dann ist der Verlust an Brutplätzen 
durch künstliche Nisthilfen am neuen Gebäudebestand 
auszugleichen; in Absprache mit der UNB ist hierbei 
ggfs. eine Ausnahmegenehmigung n. § 45 BNatSchG 
erforderlich, bei der auch zu klären ist, ob das 
Nistangebot kontinuierlich (d.h. auch während der 
Bauphase, dann als CEF-Maßnahme) bereitstehen 
muss.

Im Falle einer Sommerquartiernutzung durch spal-
tenbewohnende Arten wie der Zwerg- oder 
Breitflügelfledermaus (hinter Fassadenverblendungen) 
sind die Bauarbeiten auf die Wintermonate Dezember 
bis Februar zu beschränken, da sich die Tiere dann in 
ihren frostsicheren Winterquartieren befinden. Hiervon 
abweichenden Bauzeitenregelungen sind mit der UNB 
abzuklären, dann ist ggfs. ein nächtlicher Verschluss 
der Quartiere erforderlich. Für den sehr unwahrschein-
lichen Fall des Vorkommens einer Kolonie oder tradier-
ten Wochenstube (z.B. im zu öffnenden Dachstuhl bzw. 
Kriechboden Haus-Nr. 5) ist das weitere Vorgehen mit 
der zuständigen Naturschutzbehörde abzustimmen.

Zu fällenden Bäume sind zuvor erneut auf Höhlen/ 
Höhlenbrüter zu überprüfen und ggfs. Maßnahmen 
zur Vermeidung der individuellen Tötung von 
Höhlenbrütern (und evtl. Fledermäusen) zu ergreifen. 
Der Unteren Naturschutzbehörde ist das Ergebnis der 
Kontrolle vor Fällung mitzuteilen.

Die Bäume außerhalb des Baufeldes sind bei den 
Bauarbeiten vor Beeinträchtigungen zu schützen. 
Zur Sicherung sind im Bereich der geplanten neuen 
Zufahrt ortsfeste Bauzäune aufzustellen. Bäume an 
der Baufeldgrenze sind ggfs. durch Schutzmaßnahmen 
gem. RAS-LP 4 und DIN 18 920 vor Beschädigungen 
zu schützen. In das Baufeld hineinreichende Äste sind
sauber zurückzuschneiden. Falls es zu Schädigungen 
(Äste, Borke und Wurzeln) kommen sollte, ist eine 
fachliche versierte Wundversorgung durch einen 
Baumpfleger durchzuführen.

Je Gebäude sind mind. zwei Nisthilfen für Gebäudebrüter 
(Vögel / Fledermäuse) zu installieren, dauerhaft zu 
erhalten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. Dies 
kann beispielsweise in Form von Höhlenbrüterkästen 
oder konstruktiv durch Einbausteine, in der Fassade 
erfolgen.

Beleuchtungen an Straßen und Wegen, 
Außenbeleuchtungen baulicher Anlagen und 
Grundstücke sowie beleuchtete oder lichtemittierende 
Werbeanlangen sind i.S.d. § 41a BNatschG technisch 
und konstruktiv so anzubringen, mit Leuchtmitteln zu 
versehen und so zu betreiben, dass Tiere und Pflanzen 
wild lebender Arten vor nachteiligen Auswirkungen 
durch Lichtimmissionen geschützt sind.

Der Anteil befestigter Flächen ist auf ein Mindestmaß zu 
beschränken. Kfz-Stellplätze sind einschließlich ihrer Zu- 
und Abfahrten ausschließlich in wasserdurchlässigen 
Belägen (z. B. Rasenpflaster, Rasengittersteine, wasser-
gebundene Decke, Schotterrasen, Fugenpflastersteine 
oder offenporiges Wabenfugenpflaster etc.) und ver-
sickerungsfähigem Unterbau auszuführen, sofern dies 
aus Gründen der Barrierefreiheit möglich ist. 

Großflächig mit Steinen bedeckte Flächen, auf denen 
Pflanzen nicht oder nur in geringer Zahl vorkommen 
(Schottergärten), sind nicht zulässig. Wasserdichte 
oder nicht durchwurzelbare Materialien (z. B. Folien, 
Vlies) sind nur zur Anlage von dauerhaft mit Wasser

1.  ART DER BAULICHEN NUTZUNG
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB;  

§§ 1-14 BAUNVO

1.1. FLÄCHE FÜR DEN GEMEINBEDARF; HIER: 
GESUNDHEITLICHEN ZWECKEN DIENENDE 
GEBÄUDE UND EINRICHTUNGEN 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 5 BAUGB

Zulässig sind

Siehe Plan. 

ein Klinikum sowie alle baulichen Anlagen, die dem 
Klinikum dienen und dieser Nutzung räumlich und 
funktional zugeordnet sind. 

Hierzu gehören insbesondere:
1. Anlagen und Einrichtungen zur Therapie, 

Rehabilitation, Behandlung, der Verwaltung, für 
die klinikspezifische Fort- und Weiterbildung 
und für medizinische und pharmazeutische 
Forschungseinrichtungen, Arztpraxen, medizini-
sche Versorgungszentren

2. Hubschrauberlandeplatz,
3. medizinischer bzw. klinikbezogener 

Facheinzelhandel, 
4. Lagerhäuser und Lagerplätze, Anlagen zur Ver- 

und Entsorgung, 
5. die der Versorgung des Gebietes dienende 

Schank- und Speisewirtschaften,
6. Kinderbetreuungseinrichtungen für 

Betriebsangehörige,
7. Wohnungen für Pflege- und Ausbildungskräfte 

und für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen 
sowie Betriebsinhaber und Betriebsleiter,

8. Stellplätze, Garagen, Fahrradabstellanlagen, 
Überdachungen von Stellplätzen zur Errichtung 
von Photovoltaik-Anlagen und untergeordnete 
Nebenanlagen.

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. §§ 16-21A BAUNVO

2.1 HÖHE BAULICHER ANLAGEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB  
I.V.M. § 18 BAUNVO

Siehe Plan. 

Maßgebender oberer Bezugspunkt für die maximale 
Höhe ist die Oberkante der baulichen und sonstigen 
Anlagen. 
Die Gebäudeoberkante wird definiert durch den 
höchstgelegenen Abschluss einer Außenwand oder 
den Schnittpunkt zwischen Außenwand und Dachhaut 
(Wandhöhe) oder den Schnittpunkt zweier geneigter 
Dachflächen (Firsthöhe). 

Die zulässige Oberkante kann durch untergeordnete 
Bauteile (technische Aufbauten, etc.) auf max. 10 % 
der Grundfläche um bis zu 2,0 m überschritten werden. 

Durch Photovoltaikmodule / Solarmodule inkl. der zum 
Betrieb erforderlichen Anlagen und Bauteile sind wei-
tere Überschreitungen zulässig.

2.2 GRUNDFLÄCHENZAHL 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 19 BAUNVO

Siehe Plan. 

Die Grundflächenzahl (GRZ) wird gem. § 9 Abs. 1 Nr. 
1 BauGB i.V.m. § 19 Abs. 1 und 4 BauNVO auf 0,6 
festgesetzt.

Bei der Ermittlung der Grundfläche sind die 
Grundflächen von

1. Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten,
2. Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO,
3. bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, 
durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird,

mitzurechnen.

Gem. § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO darf die festge-
setzte GRZ durch Garagen und Stellplätze mit ihren 
Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO
und bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, 
durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, 
(§ 19 Abs. 4 Nr. 1 bis 3 BauNVO) bis zu einer GRZ von 
0,8 überschritten werden.

2.3 ZAHL DER VOLLGESCHOSSE 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 20 ABS. 1 BAUNVO

Siehe Plan.

Die Zahl der Vollgeschosse wird gem. § 16 Abs. 2 
BauNVO und § 20 BauNVO als Höchstmaß festgesetzt.

TEIL B: TEXTTEIL
FESTSETZUNGEN (GEM. § 9 BAUGB UND BAUNVO)

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. §§ 57-63 Landeswassergesetz)
• Im Plangebiet sind Neubauten im modifizierten Mischsystem zu entwässern. 
• Schmutzwasser ist in den vorhandenen Mischwasserkanal einzuleiten.
• Anfallendes nichtbehandlungsbedürftiges Niederschlagswasser (z. B. von Dachflächen) kann gesammelt 

werden (z. B. in Zisternen) und als Brauchwasser genutzt werden.
• Zum Zeitpunkt der Planaufstellung sind im Plangebiet 14.651 m² mit abflusswirksamen Oberflächen 

bedeckt. Pro zusätzlichem Hektar abflusswirksamer Fläche ist ein Regenwasserrückhaltevolumen von 
573 m³/ha zu errichten, soweit keine abflussmindernden Maßnahmen ergriffen werden. Dabei wird ein 
Drosselabfluss von 10 l/(s/ha) in das städtische Kanalnetz angenommen, sowie eine Jährlichkeit des 
Bemessungsregens von Tn = 50a. Diese Annahmen müssen im Bedarfsfall mit den Genehmigungsbehörden 
bzw. den Verbandsgemeindewerken abgestimmt werden.

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 88 LBauO)
• Fassadengestaltung: Unzulässig sind Fassadenverkleidungen aus glänzenden / reflektierenden Materialien. 

Ausnahmsweise sind auch andere Materialien zulässig. Eine Fassadenbegrünung ist ausdrücklich erlaubt.
• Böschungen, Abgrabungen, Aufschüttungen und Stützmauern: Die Anlage von Böschungen, Abgrabungen, 

Aufschüttungen und Stützmauern ist bis zu einer Höhe von 4,5 m zulässig. Böschungen, Abgrabungen, 
Aufschüttungen und Stützmauern sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig.

• Einfriedungen wie Zäune und Mauern sind bis zu 2,0 m Höhe zulässig. Zufahrtsbereiche sind freizuhalten. 
• Sonstiges: Standflächen für Abfallbehälter sind entweder in den bislang vorgesehenen Bereichen unter-

zubringen oder in Schränken einzuhausen, mit hochwachsenden oder rankenden Gehölzen sichtwirksam 
einzugrünen oder sichtgeschützt anzuordnen.

• Stellplätze: Zur Ermittlung des Stellplatzschlüssels für die geplante Nutzung ist die Verwaltungsvorschrift 
des Ministeriums der Finanzen Rheinland-Pfalz über die Zahl, Größe und Beschaffenheit der Stellplätze für 
Kraftfahrzeuge zu beachten.

FESTSETZUNGEN AUFGRUND
LANDESRECHTLICHER VORSCHRIFTEN

(GEM. § 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. LWG UND LBAUO)

TEIL A: PLANZEICHNUNG
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gefüllten Flächen zulässig. Mineralische 
Splitabdeckungen ohne zusätzliches Vlies und Folie, 
die sich z. B. trockenresistenten und insektenfreund-
lichen Beeten oder Gartenanlagen unterordnen, sind 
erlaubt.

10. MASSNAHMEN FÜR ERNEUERBARE 
ENERGIEN 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 23 B BAUGB Innerhalb des Plangebietes sind auf jeweils mindes-

tens 30 % der Dachflächen von neu zu errichtenden 
Gebäuden Anlagen zur Erzeugung von Energie aus 
solarer Strahlung anzubringen. Dies gilt auch für die
Dachflächen sonstiger neu zu errichtender baulicher 
Anlagen wie Carports, Garagen und Nebengebäude 
mit einer Fläche von jeweils mehr als 30 m2.  

Sofern Staffelgeschosse ausgebildet werden, gilt 
diese Vorgabe bei den Hauptgebäuden allein für die 
Staffelgeschosse. Die mindestens zu errichtende Fläche 
von Energieanlagen kann auch auf nur einer oder 
mehreren baulichen Anlagen errichtet werden, wenn 
sichergestellt ist, dass insgesamt eine Fläche errich-
tet wird, die 30 % der Dachflächen neu errichteter 
Anlagen auf dem Baugrundstück entspricht.
Bei Flachdächern oder Dächern mit einer Neigung 
von bis zu 20° Grad sind Anlagen zur Nutzung solarer 
Strahlungsenergie über einer ganzflächigen extensiven 
Dachbegrünung auszuführen.

11. ANPFLANZEN VON BÄUMEN, STRÄUCHERN 
UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 25 A BAUGB Innerhalb des 10  m breiten Grünstreifens entlang 

der Dannenfelser Straße sind 60  % der Fläche mit 
hochwachsenden Bäumen und vorwiegend heimi-
schen sog. „Landschaftsgehölzen“ engmaschig als 
Allee zu bepflanzen, um eine weitgehend blickdichte 
Abschirmung zu gewährleisten. Bestehende Gehölze 
und Bäume sind anzurechnen. 

Flächen, die nicht als Stellplätze, Zufahrten, Terrassen 
oder Wege benötigt werden, sind unversiegelt zu 
belassen und vegetativ anzulegen. Diese Flächen sind 
mit gebietseinheimischen Saatgutmischungen oder 
regionaltypischen Gehölzen zu bepflanzen. 

Je 150 m2 zusätzlich angefangener, nicht überbauter 
Grundstücksfläche ist ein standortgerechter großkroni-
ger Laubbaumhochstmm gemäß Pflanzliste / Artenliste 
anzupflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang 
nachzupflanzen.

Je 8 zusätzlich angelegter oberirdischer Stellplätze 
ist ein standortgerechter mittel- bis großkroniger 
Laubbaumhochstmm gemäß Pflanzliste / Artenliste 
anzupflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang 
nachzupflanzen.   

Bei beengten Platzverhältnissen können klein- oder 
schmalkronige Sorten der vorgenannten Arten ver-
wendet werden.

Die folgende Pflanz- / Artenliste stellt eine Empfehlung 
der zu pflanzenden Baumarten dar:
• Berg-Ahorn (Acer pseudoplatanus)
• Eiche (Quercus robur)
• Feldahorn (Acer campestre)
• Großlaubige Mehlbeere (Sorbus aria)
• Silberlinde (Tilia tomentosa)
• Spitzahorn (Acer platanoides)
• Winter-Linde / Amerikanische Stadtlinde  

(Tilia cordata)
• Vogelkirsche (Prunus avium)
• Hochstämmige Obstbäume
Geeignete Sorten von hochstämmigen Obstbäumen 
sind ausführlich in der Broschüre „Obstsorten für den 
Streuobstbau in Rheinland-Pfalz“ (2018) (https://www.
streuobst-verbindet.de/wp-content/uploads/2021/10/
Streuobst_Sortenliste_RLP_2018.pdf), in der Liste 
mit empfehlenswerten Apfel- und Birnensorten des 
Verbandes der Gartenbauvereine Saarland (www.gar-
tenbauvereine.de/saarland_rheinland-pfalz/index.php/
streuobstsorten) und in der Broschüre „Apfelsorten im 
Saarland“ des für die Umwelt zuständigen Ministeriums 
des Saarlandes beschrieben.
Mindestqualität der Hochstämme: 3-mal verpflanzt, 
bei Laubhochstämmen mind.16-18 cm Stammumfang 
(StU), bei hochstämmigen Obstbäumen 14-16  cm 
Stammumfang, jeweils gemessen in 1 m Höhe.

Flachdächer und Dächer neu zu errichtender Gebäude 
mit einer Neigung von bis zu 20 ° sind mit einer durch-
wurzelbaren Mindestsubstratschicht von ca. 5 cm Stärke 
extensiv zu begrünen. Eine Nutzung als Dachgarten ist 
zulässig. Dabei ist ein Begrünungssystem zu wählen, 
welches das dauerhafte und vitale Wachstum extensi-
ver Arten auch während länger anhaltender Hitze- und 
Trockenheitsperioden gewährleistet. Dies gilt nicht 
für die durch notwendige technische Anlagen (z.B. 
Lüftungsanlage), oder nutzbare Freibereiche auf den 
Dächern in Anspruch genommenen Flächen.

Bei allen Anpflanzungen sind die einschlägigen DIN-
Normen (DIN 18916) sowie die FLL Empfehlungen für 
Baumpflanzungen (Teil 1 u. 2), FLL ZTV Baumpflege 
und FLL Gütebestimmung für Baumschulpflanzen zu 
beachten.

12. ERHALT UND BINDUNG VON BÄUMEN, 
STRÄUCHERN UND SONSTIGEN 
BEPFLANZUNGEN 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 25 B BAUGB Innerhalb des Plangebietes sollen Bäume mit einem 

Stammumfang von 60  cm und mehr - gemessen in 
einer Höhe von 100  cm über dem Erdboden - erhal-
ten werden. Für Bäume, die nicht erhalten werden 
können, ist eine Ersatzpflanzung auf dem Grundstück 
vorzunehmen (Baum derselben oder zumindest gleich-
wertigen Art, StU mind. 20 cm, gemessen in 1 m Höhe 
über dem Erdboden).

13. GRENZE DES RÄUMLICHEN 
GELTUNGSBEREICHES 
GEM. § 9 ABS. 7 BAUGB

Siehe Plan.

Fläche für den 
Gemeinbedarf

GOKmax
306,0 m ü.NN

GRZ
0,6

IV

Bauweise
a

-

PLANZEICHENERLÄUTERUNG

GELTUNGSBEREICH
(§ 9 ABS. 7 BAUGB)

FLÄCHE FÜR DEN GEMEINBEDARF; HIER: GESUNDHEITLICHEN ZWECKEN DIENEN-
DE GEBÄUDE UND EINRICHTUNGEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 5 BAUGB)

GOKmax

HÖHE BAULICHER ANLAGEN ALS HÖCHSTMASS; HIER: MAXIMAL ZULÄSSIGE 
GEBÄUDEOBERKANTE (GOK)
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 18 BAUNVO)A

GRZ GRUNDFLÄCHENZAHL
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 19 BAUNVO)

IV ZAHL DER VOLLGESCHOSSE (HÖCHSTMASS)
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 20 ABS. 1 BAUNVO)

a ABWEICHENDE BAUWEISE
(§ 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB UND § 22 ABS. 4 BAUNVO)

BAUGRENZE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 23 ABS. 3 BAUNVO)

St FLÄCHE FÜR STELLPLÄTZE
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

ANSCHLUSS AN VERKEHRSFLÄCHEN; HIER: EIN- UND AUSFAHRTBEREICH
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

PG PRIVATE GRÜNFLÄCHEN 
(§ 9 ABS. 1 NR. 15 BAUGB)

NACHRICHTLICHE ÜBERNAHME DER FLÄCHEN, DIE VON DER BEBAUUNG FREIZU-
HALTEN SIND; HIER SCHUTZSTREIFEN GAS-MITTELDRUCKLEITUNG (VGM)

NACHRICHTLICHE BESTANDSDARSTELLUNG DER FÜHRUNG UNTERIRDISCHER 
VERSORGUNGSLEITUNGEN; HIER GAS-MITTELDRUCKLEITUNG, 
MITTELSPANNUNGS- UND WASSERVERSORGUNGSLEITUNGEN

ABRISS BAULICHER ANLAGEN

HÖHENLAGE IN METERN ÜBER NULL

Art der Nutzung
Höhe baulicher 

Anlagen

Grundflächenzahl
Zahl der  

Vollgeschosse

Bauweise -

ERLÄUTERUNG DER NUTZUNGSSCHABLONE

Die Katastergrundlage ist im Original bestätigt.
Quelle: Geobasisinformationen der Vermessungs- und Katasterverwaltung 
Rheinland-Pfalz; Aktualität der Geobasisinformationen: 02.05.2023

Die digitale Liegenschaftskarte entstand durch manuelles Digitalisieren der analogen Liegenschaftskarte. Durch 
Transformationsberechnungen wurde eine blattschnittfreie und homogene Liegenschaftskarte erzeugt. Demzufolge kann die 
Genauigkeit der digitalen Liegenschaftskarte auch nur der Genauigkeit der zugrunde gelegenen, analogen Liegenschaftskarte 
entsprechen. Werden aus der digitalen Liegenschaftskarte Koordinaten entnommen, muss für jede weitere Verwendung 
beachtet werden, dass die Genauigkeit im besten Falle die der grafischen Koordinaten (Präsentationskoordinaten) ent-
spricht. Auch sonstige Maße (Spannmaße), die aus der digitalen Liegenschaftskarte abgeleitet werden, sind unter diesem 
Gesichtspunkt zu beurteilen.

STÄDTEBAULICHES KONZEPT

Quelle: Olschewski Landschaftsarchitekten, Bannwasserstraße 6, 67069, Ludwigshafen am Rhein;
sander.hofrichter architekten GmbH, Kapellengasse 11, 67071 Ludwigshafen/Rhein, 
Stand: Juni 2023
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ÜBERLAGERUNG BEBAUUNGSPLAN:  
BÄRENHALDE (2002)

Verkleinerung ohne Maßstab, Quelle: Verbandsgemeinde Kirchheimbolanden

Vorschriften und anerkannten Regeln der Technik verwiesen. Für Schäden, die auf eine Missachtung der vor-
stehenden Vorgaben beruhen, haftet der Verursacher.

• Bauunternehmungen sind anzuweisen, vor Baubeginn aktuelle Bestandspläne schriftlich anzufordern oder 
beim Leitungsbetreiber abzuholen und mit der zuständigen Betriebsstelle der EWR Netz GmbH Kontakt auf-
zunehmen. 

• Für die Verlegung von unterirdischen Versorgungsleitungen sind die in DIN 1998 vorgesehenen Trassen-
räume freizuhalten. Bei Anpflanzungen von Bäumen, Sträuchern und Hecken ist zu den Leitungstrassen 
ein Abstand von 2,50 m einzuhalten, damit einerseits Beschädigungen der Leitungen durch Wurzeldruck 
und Bodenaustrocknung und andererseits Beeinträchtigungen der Bepflanzung, z. B. bei erforderlichen Tief-
bauarbeiten, vermieden werden. Sollte dieser Abstand bei der Anpflanzung unterschritten werden, so sind 
technische Schutzmaßnahmen in gegenseitigem Einvernehmen - spätestens im Rahmen der Pflanzarbeiten 
- notwendig.

Grundwasserschutz
• Den Vorhabenstandort kennzeichnet ein Kluftgrundwasserleiter geringer Durchlässigkeit. Die Grundwasser-

überdeckung weist eine mittlere Schutzwirkung auf und die Grundwasserfließrichtung ist in Richtung Ost-
Südost orientiert.

• Der Grundwasserspiegel wird gern. Kartenwerken des Landesamtes für Geologie Rheinland-Pfalz in einer Tie-
fe von ca. 250 m ü. NN erwartet. Das vorliegende Bodengutachten (Peschla + Rochmes GmbH, 13.04.2023) 
weist darauf hin, „dass Grundwasserspiegel und Schicht- und Stauwasservorkommen jahreszeitlich sowie 
witterungsbedingt Schwankungen unterliegen …“ Unter Berücksichtigung der im Baubereich anstehenden 
bindigen Böden und Festgesteinsschichten ist grundsätzlich mit Stau- und Schichtenwasser in unterschied-
lichen Tiefenlagen zu rechnen.

• Im Umfeld des Geltungsbereichs befindet sich der aktive Trinkwasserbrunnen Gutleutbach V (ca. 630 m süd-
östlich).

• Aufgrund der hydrogeologischen Ausgangssituation kann nicht sicher ausgeschlossen werden, dass im Rah-
men der Verwirklichung des Vorhabens ggf. freigesetzte Stör- und Schadstoffe in das Grundwasser verlagert 
werden und dem Brunnen Gutleutbach V zuströmen. Daher sollen bei Baumaßnahmen Schutzmaßstäbe wie 
nach einer Schutzzone III von Wasserschutzgebieten angelegt werden:

1. Die Betankung von Fahrzeugen oder Maschinen darf nur über befestigten Flächen bzw. unter Einsatz von 
geeigneten Auffangwannen oder Folien durchgeführt werden.

2. Keine Reinigung oder Reparatur von Baumaschinen und Fahrzeugen über unbefestigten Flächen.

3. Sollte es zu Schadens- bzw. Störfällen mit der Freisetzung wassergefährdender Stoffe kommen, bitten wir 
um umgehende Information.

Hochwasserschutz / Starkregenvorsorge
• Laut Hochwasserinfopaket des Landesamtes für Umwelt (Karte 5: Gefährdungsanalyse Sturzflut nach Stark-

regen) ist das Plangebiet teilweise durch Sturzfluten nach Starkregenereignissen betroffen. Da bislang kein 
örtliches Hochwasser- und Starkregenvorsorgekonzept existiert, sind aktuell keine weitergehenden Maßnah-
men durch die Stadt Kirchheimbolanden geplant. Es wird empfohlen, die tatsächlichen Abflussbahnen vor 
Ort zu überprüfen und die Gefährdung in der Detailplanung zu berücksichtigen.  

• Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist darauf zu achten, dass die Oberflächenabflüsse aufgrund von 
Starkregenereignissen einem kontrollierten Abfluss zugeführt werden. Den umliegenden Anliegern darf kein 
zusätzliches Risiko durch unkontrollierte Überflutungen entstehen. Hierfür sind bei der Oberflächenplanung 
vorsorglich entsprechende Maßnahmen vorzusehen. Besondere Maßnahmen zur Abwehr von möglichen 
Überflutungen sind während der Baudurchführung und bis hin zur endgültigen Begrünung und Grundstücks-
gestaltung durch die Grundstückseigentümer zu bedenken. Der Grad der Gefährdung durch Starkregenereig-
nisse ist im Zuge der Bauausführung anhand weiterer Daten näher zu untersuchen. Gemäß § 5 Abs. 2 WHG 
ist jede Person im Rahmen des ihr Möglichen und Zumutbaren verpflichtet, Vorsorgemaßnahmen zum Schutz 
vor nachteiligen Hochwasserfolgen und zur Schadensminderung zu treffen.

Landesamt für Geologie und Bergbau
• Das Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz (LGB) weist vorsorglich darauf hin, dass für die 

Gemarkung Kirchheimbolanden umfangreicher untertägiger Erzbergbau bekannt ist, zu dem nur bruchstück-
hafte Dokumentationen vorliegen. Sollte auf Indizien für Bergbau gestoßen werden, wird spätestens dann 
die Einbeziehung eines Baugrundberaters bzw. Geotechnikers zu einer objektbezogenen Baugrundunter-
suchung empfohlen.

• Bei Eingriffen in den Baugrund sind grundsätzlich die einschlägigen Regelwerke (u.a. DIN 4020, DIN EN 
1997-1 und -2, DIN 1054) zu berücksichtigen. Bei allen Bodenarbeiten sind die Vorgaben der DIN 19731 
und der DIN 18915 zu berücksichtigen.

• Nach dem Geologiedatengesetz ist die Durchführung einer Bohrung bzw. geologischen Untersuchung spä-
testens 2 Wochen vor Untersuchungsbeginn beim Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz 
(LGB) anzuzeigen. Für die Anzeige sowie die spätere Übermittlung der Bohr- und Untersuchungsergebnisse 
steht das Online-Portal Anzeige geologischer Untersuchungen und Bohrungen Rheinland-Pfalz unter https://
geoldg.lgb-rlp.de zur Verfügung. Die Übermittlungspflicht obliegt demjenigen der einen Antrag stellt bzw. 
seinen Beauftragten.

Pfalzwerke Netz AG
• Über das Plangebiet verläuft die Richtfunkstrecke F 1701 der Pfalzwerke Netz AG, die in der Planzeichnung 

nicht ausgewiesen ist, da für die im Plangebiet festgesetzten maximalen Höhen baulicher Anlagen keine 
Beeinflussungen zu erwarten sind. Deutlich über diese Höhen hinausgehende Einrichtungen, auch wenn 
diese zeitlich nur begrenzt aufgestellt werden sollten, bedürfen im Einzelfall der vorherigen Prüfung, ob sich 
hier-durch eine Beeinflussung der Richtfunkstrecke ergibt, sowie der Zustimmung zur Errichtung durch den 
Betreiber der Richtfunkstrecke.

Telekom Deutschland GmbH
• Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom. Bei der Bauausführung ist darauf zu 

achten, dass Beschädigungen der vorhandenen Telekommunikationslinien vermieden werden und aus be-
trieblichen Gründen (z.B. im Falle von Störungen) der ungehinderte Zugang zu den Telekommunikationsli-
nien durch den Betreiber jederzeit möglich ist. Insbesondere müssen Abdeckungen von Abzweigkästen und 
Kabelschächten sowie oberirdische Gehäuse soweit frei gehalten werden, dass sie gefahrlos geöffnet und 
ggf. mit Kabelziehfahrzeugen angefahren werden können.

• Bei Konkretisierung der Planungen ist eine Planauskunft und Einweisung von zentraler Stelle einzufordern: 
Deutsche Telekom Technik GmbH Zentrale Planauskunft Südwest Chemnitzer Str. 2 67433 Neustadt a.d. 
Weinstr. E-Mail: planauskunft.suedwest@telekom.de 

Die Kabelschutzanweisung der Telekom ist zu beachten.

Vorschriften zu erneuerbaren Energien
• Es sind die Pflichten zur Installation von Photovoltaikanlagen für gewerblich genutzte Neubauten gem. § 2 

Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. § 4 Abs. 1, sowie gewerblich genutzte Parkplätze gem. § 2 Abs. 1 Nr. 2 i.V.m. § 5 Abs. 1 
des Landesgesetzes zur Installation von Solaranlagen (Landessolargesetz - LSolarG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 30. September 2021 (GVBl. 2021, 550), unter Berücksichtigung der jeweils geltenden 
Änderungen zu beachten.  

• Ferner sind die zum Zeitpunkt der Antragsstellung auf Baugenehmigung oder Genehmigungsfreistellung 
jeweils geltenden Vorschriften zur Installation erneuerbarer Energien zu beachten, welche über die Vorgaben 
dieses Bebauungsplans hinausgehen können. 

Wasserleitungen
• Im Geltungsbereich des Bebauungsplans befinden sich mehrere Hausanschlüsse und Versorgungsleitungen 

des Wasserversorgungsträgers (wvr). Die Versorgungsleitung und die Hausanschlüsse dürfen nicht überbaut 
werden.

• Es wird darauf hinweisen, dass sich im Baubereich des Neubaus (Neubau 1) der Hausanschluss (Dannenfelser 
Straße 36A „rechts“, DA 160 Peh) sowie ein Unterflurhydrant (Hyd.Nr.: 210) befinden. Dies muss im Vorfeld 
der Verwirklichung des Bebauungsplans zurückgebaut werden. Eine frühzeitige Abstimmung muss mit der 
wvr erfolgen. Abschließend wird darauf hingewiesen, dass auf den Leitungstrassen keine Baumpflanzungen 
vorgenommen werden dürfen. Baumwurzeln bergen in der Regel mittel- bis langfristig ein Gefahrenpoten-
zial für die Versorgungsleitungen. Siehe auch Arbeitsblatt DVGW GW 125 (M) – „Bäume, unterirdische 
Leitungen und Kanäle“, Februar 2013.

Sonstiges
• Die Einsichtnahme in die aufgeführten bzw. verwendeten Normen, Richtlinien und Gesetze ist im Bauamt der 

Verbandsgemeinde Kirchheimbolanden möglich.
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